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Personalratswahl 2022   
Die DSTG weiterhin die Interessensvertretung 

in der Steuerverwaltung 

Mit einem deutlichen Ergebnis und einen Stimmenzuwachs sowohl im Be-
amten wie auch deutlicher im Tarifbereich haben die Kollegen:innen der 
Hamburger Steuerverwaltung sich für ihre Interessensvertretung entschie-
den. Dies sehen wir als einen deutlichen Vertrauensbeweis und einen klaren 
Auftrag weiterhin die Interessen der Kollegen:innen in der Hamburger Steu-
erverwaltung zu vertreten. Wir werden tatkräftig die Arbeit des neuen Per-
sonalrates unterstützen und mit eigenen Ansätzen und Initiativen flankieren.  

 
Wir sagen an dieser 
Stelle nochmal DANKE 
an alle Kollegen:innen, 
die uns ihr Vertrauen 
geschenkt haben und 
an alle Kollegen:innen, 
die von ihrem Wahl-
recht Gebrauch ge-
macht haben. Aber wir 
sagen auch DANKE an 
den Wahlvorstand, der 
trotz der schwierigen 
Umstände immer be-
sonnen und gut vorbe-

reitet die erste vollständige Briefwahl gemanagt und durchgeführt hat und 
DANKE an die tatkräftigen Wahlhelfer:innen, die bei der Durchführung mit-
geholfen haben. Wir sagen aber auch DANKE an die Vertreter:innen der 
Dienststelle, die situationsgemäß, die Wahl und auch den Wahlkampf er-
möglicht hat, auch wenn es bei wenigen Ausnahmen noch Erörterungsbe-
darf bezüglich der Rechte der Gewerkschaften gibt.  
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Aus dem Landesverband 

Liebe Kollegen:innen, 

nach der erfolgreichen Durchführung des Gewerkschaftstages in diesem Jahr in 

Präsenz folgte die reguläre Personalratswahl in der Hamburger Steuerverwal-

tung. Die DSTG hat erneut ein motiviertes und engagiertes Team ins Rennen 

geschickt und dank der überwältigenden Mehrheit der Stimmen der Kolle-

gen:innen in der Steuerverwaltung die Wahl klar und deutlich gewonnen. Auch 

wenn die Briefwahl, dank eines guten Wahlvorstandes, gut umgesetzt werden 

konnte, erhoffen wir uns für die nächste Wahl in vier Jahren wieder einen Ur-

nenwahlgang. Dieser wird vom Personalvertretungsgesetz bevorzugt und dies erfolgt auch zu Recht. Be-

sondere Umstände in diesem Jahr machten aus Sicht des Wahlvorstandes, diese Sicht teile ich persönlich 

auch, eine Briefwahl notwendig. Ich danke daher an dieser Stelle auch persönlich allen engagierten Kol-

legen:innen, die sich in den Wahlgang, auf verschiedene Art und Weise, eingebracht haben. Auch wenn 

die Wahlbeteiligung gerne höher ausfallen könnte, so zeigt es doch für mich klar, die DSTG ist tief in der 

Steuerverwaltung verankert. 

Nun mehr ist Corona Geschichte, oder doch nicht? Nein, leider ist alles noch nicht ganz vorbei, für die 

nächsten Wochen sind zwar alle Einschränkungen im Dienstbetrieb aufgehoben, aber es kündigen sich 

bereits erste Anzeichen an, die für den kommenden Herbst und Winter neue Einschränkungen möglich 

erscheinen lassen. Davon unabhängig bitte ich alle Kollegen:innen weiterhin rücksichtvoll und kollegial 

zu sein, wenn jemand seine Maske tragen möchte, so ist dies ihr gutes Recht, genauso aber uch umge-

kehrt, wo es keine Pflicht zum Tragen einer Maske gibt, muss Rücksicht genommen werden, dass andere 

keine Maske tragen wollen. Aber ich bin mir sicher, dass Probleme in diesem Zusammenhang ein Rand-

phänomen bleiben.  

Die gelockerten Regelungen führen auch dazu, dass alle möglichen Gremien und Institutionen wieder zu 

Präsenzveranstaltungen einladen. Der Landesvorstand der DSTG Hamburg tut dies ebenfalls, allerdings 

hat der Landesvorstand auch bereits in hybrider Form getagt. Was beim Landesvorstand noch mit ein 

wenig Mühe zu bewerkstelligen ist, lässt sich für die weitaus größeren Gremiensitzungen des Bundesver-

bandes nicht bewerkstelligen, zumindest nicht ohne weiteres. Daher kommt der Bundesgewerkschafts-

tag in Berlin in Präsenz zusammen um hier auch unserem scheidenden Bundesvorsitzenden einen gebüh-

renden Abschied zu bereiten. Entsprechende Geschenke von Hamburger Seite wurden bereits beschafft. 

Zur neuen (oder nicht mehr ganz so neuen) Vereinbarung nach § 93 HmbPersVG „Dienst an einem ande-

ren Ort (DaaO)“ erhalten Sie mit diesem Rundschreiben die Sichtweise der DSTG zu den enthaltenen 

Bestimmungen, da aber alles nicht komprimiert auf wenigen Seiten zusammenzufassen geht, haben wir 

uns entschieden, dies in einzelne Teile aufzuteilen, daher erhalten Sie heute den ersten Teil, nutzen Sie 

die Gelegenheit und folgen Sie den Ausführungen gespannt, gerne können Sie diese dann auch für weite-

re Gespräche nutzen. 

Viele Grüße 

Thomas Kuffer 
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Dienst an einem anderen Ort - die Zukunft in der Hamburger 
Steuerverwaltung Teil 1 

Durch die Corona-Krise ist das Arbeiten im Home-

office zur Normalität geworden. Auch in der Ham-

burger Verwaltung. Es zeigte sich, dass die für Ham-

burg geltenden Vereinbarungen, aus dem Jahr 

2005, für die aktuelle Situation nicht mehr ausrei-

chend und praktikabel waren. Auch hatte sich der 

Anspruch der Beschäftigten, aber auch der Politik, 

an die Arbeitsformen verändert. Daher vereinbarte 

die Stadt Hamburg sowie die Spitzenorganisationen 

eine Vereinbarung nach §93 des Hamburger Perso-

nalvertretungsgesetzes.  

 

Diese Vereinbarung regelt nicht nur Telearbeit, wie 

die bisherige Vereinbarung, sondern weitere Arten 

des ortsflexiblen Arbeitens. Das Personalamt hat 

am 17. März die Vereinbarung über den Dienst an 

einem anderen Ort bekannt gegeben und mit ei-

nem Einführungsschreiben sowie einem FAQ für die 

Beschäftigten ergänzt und auf ihrer Homepage im 

FHH-Portal veröffentlicht. Die offiziellen Dokumen-

te finden sich unter im Personalportal des Intranets 

unter dem Punkt „Arbeit / Allgemeine Arbeitsbedin-

gungen / Dienst an einem anderen Ort“. Auch im 

AIS werden sicherlich über die Zeit entsprechende 

Informationen eingestellt werden. 

 

In dieser kurzen Reihe wird diese neue Vereinba-

rung dargestellt und kommentiert. In diesem Teil 

wird mit der Grunddarstellung des Dienstes an ei-

nem anderen Ort sowie ein kurzer historischer Ab-

riss begonnen. In der nächsten Folge sind dann die 

Voraussetzungen für diese Arbeitsform und deren 

Ausgestaltung Thema. 

 

Die Entwicklung des ortsflexiblen Arbeitens in der 

Hamburger Steuerverwaltung 

Alt hergebracht verrichtet der öffentliche Dienst 

der Steuerverwaltung diesen in einer Behörde, ei-

nem Finanzamt, und das zu festgelegten Zeiten. Ers-

te Flexibilität wurde durch Teilzeitmöglichkeiten 

und die Einführung der Gleitzeit Anfang der 90er 

Jahre des vorigen Jahrhunderts ermöglicht. Der Ort 

war aber immer das Amt. Gewerkschaftlich voran-

getrieben, wurde in 2005 eine hamburgweit gelten-

de Vereinbarung zur Telearbeit getroffen. Diese 

fand in der Hamburger Steuerverwaltung jedoch nie 

richtig Anklang. Ein Erlass für den Betriebsprüfungs-

außendienst ermöglichte Ende der 2000er die ein-

geschränkte Möglichkeit, auch einmal von zu Hause 

auszuarbeiten, insbesondere Berichte zu schreiben. 

 

Anfang der 2010er wurde Telearbeit in der Steuer-

verwaltung etwas weitergehend pilotiert und auch 

im Innendienst ausprobiert. Resultat dieser Pilotie-

rung war die etwas weitergehende Anwendung des 

Betriebsprüfungserlasses zu dieser Thematik. Hier 

wurde dann auch ortsflexibles Arbeiten für einen 

weiteren Bereich der Kollegenschaft zugänglich. 

Grundsätzlich ergab sich aus der Pilotierung jedoch, 

dass ortsflexibles Arbeiten kein Modell für die Ham-

burger Steuerverwaltung ist. Eine eher organisato-

risch geprägte Entscheidung. Ein Wendepunkt stellt 

das Jahr 2017 dar. 

 

Hier machte die DSTG über den Personalrat deut-

lich, dass das Thema ortsflexibles Arbeiten noch 

einmal auf die Tagesordnung gesetzt werden muss-

te. Eine umfassende Neuregelung im Rahmen einer 

Dienstvereinbarung schien angezeigt. Entsprechen-

de Verhandlungen wurden daraufhin geführt und 

mündeten in der für die Steuerverwaltung gelten-

den Telearbeitsvereinbarung. Diese Vereinbarung 

regelt die Telearbeit im Eigentlichen für den Innen-

dienst, flexibles mobiles Arbeiten für den Prüfungs-

außendienst sowie kurzzeitig mobiles Arbeiten für 
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besondere Situationen. Mitte 2021 wurde diese 

Vereinbarung noch einmal geändert, und aus dem 

kurzzeitig mobilen Arbeiten wurde flexibles mobi-

les Arbeiten für den Innendienst. 

 

Unabhängig davon zwang die Corona-Epidemie die 

Hamburger Steuerverwaltung, schlussendlich auch 

durch gesetzliche Pflicht zum Homeoffice, Entspre-

chendes ab 2021 allen Bediensteten anzubieten. 

Hier folgte die Verwaltung den seit Anfang 2020 

aufgestellten Forderungen der DSTG und des Per-

sonalrates nach einem Arbeitsplatz zu Hause. Das 

Schlagwort „So wenig wie möglich (in den Finanz-

ämtern), so viel wie nötig (in den Finanzämtern)“ 

mag in Erinnerung sein. 

 

Und nun gilt ab dem 20. März 2022 die neue Ver-

einbarung zum Dienst an einem anderen Ort zwi-

schen den Spitzenorganisationen der Gewerk-

schaften, dem dbb und dem DGB, auf der einen 

und der Stadt Hamburg auf der anderen Seite. Die-

se Vereinbarung ersetzt die in der Steuerverwal-

tung geltende Dienstvereinbarung zur Telearbeit, 

dem flexiblen Arbeiten im Außendienst und dem 

flexiblen Arbeiten im Innendienst aber eben auch 

die hamburgweit seit 2005 geltende Vereinbarung 

zur Telearbeit. 

 

Über die Zeit zeigte sich, dass sich die Einstellung 

der Politik, der Dienststelle, gegenüber der Thema-

tik gewandelt hat. Waren in 2005 noch die Ge-

werkschaften gezwungen, in den Verhandlungen 

Druck aufzubauen, so war es in 2022 nicht mehr 

die Frage „ob“, sondern „wie“. Der Geist der Ver-

einbarung ist nicht mehr die Suche für einen 

Grund, warum ortsflexibles Arbeiten sein soll, son-

dern welche konkreten Gründe dagegensprechen 

könnten. Ortsflexibles Arbeiten ist kein Goody 

mehr, sondern die neue Selbstverständlichkeit.  

 

Was wird sich von der Vereinbarung versprochen 

Vereinbarungen nach §93 des Hamburger Perso-

nalvertretungsgesetzes haben traditionsgemäß 

Präambeln in denen sich die Intentionen der Ver-

handlungspartner recht gut ablesen lassen. So 

auch die Vereinbarung über den Dienst an einem 

anderen Ort, hier aber Vorbemerkung genannt. 

Die Präambel macht sehr gut deutlich, in welchem 

Spannungsfeld diese Arbeitsform gestaltet und ge-

lebt werden muss. Findet sich im konkreten Einzel-

fall keine Lösung in den Regelungen, so sind diese 

anhand der Präambel, die Vorbemerkungen auszu-

legen. Bei Telearbeit handelt es sich nicht um eine 

neue Arbeitsform, die Vereinbarung ist eine Fort-

entwicklung, viele der Punkte, wie Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf, waren bereits in der Verein-

barung aus 2005 Ziele. Deutlicher als noch in der 

alten Vereinbarung ist der Wunsch der Verwaltung 

nach Win-Win aus Flächenoptimierungen gewor-

den. Dieser findet sich nun nicht mehr nur in einer 

Randbemerkung zum Desk-Sharing, sondern in ei-

nem eigenen Absatz in den Vorbemerkungen und 

einem eigenen Paragrafen in der Vereinbarung. 

 

Eine Wende hat sich jedoch hinsichtlich der Um-

weltpolitik ergeben. War vor 17 Jahren der Weg 

Wohnung und Arbeitsstätte noch ausdrücklich kein 

Grund, um Telearbeit zu beantragen, so ist nun 

dieser Aspekt integraler Bestandteil der Vereinba-

rung. Arbeiten an einem anderen Ort, insbesonde-

re Arbeiten von zu Hause, verringert Mobilitätsbe-

wegungen und Fahrten zur Arbeitsstätte und kann 

so einen Beitrag zu einer Entlastung des Verkehrs 

und zum Klimaschutz leisten. 

Dienst an einem anderen Ort - die Zukunft in der Hamburger 
Steuerverwaltung Teil 1 
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Aus der Vereinbarung spricht ein neuer Geist. War 

Telearbeit lediglich eine ungeliebte Besonderheit, 

so soll Dienst an einem anderen Ort eine normale 

Arbeitsform sein, die sich neben den bisherigen Ar-

beiten in örtlicher Präsenz stellt. Dem Personalamt 

ist zu folgen, wenn es deutlich macht, dass Dienst 

an einem anderen Ort zu einem selbstverständli-

chen und normalen Bestandteil des Dienstbetriebes 

in einer flexiblen Arbeitswelt werden soll. Durch 

diese Vereinbarung wird ein Kulturwandel in der 

Verwaltung angestrebt. Dies muss jedem klar sein. 

Dieser Wandel ist Wille, der Hamburger Politik als 

auch der Hamburger Gewerkschaften. 

 

Dienst an einem andere Ort nach der neuen Ver-

einbarung 

Vorweggeschickt, das neue Regelungswerk zum 

Dienst an einem anderen Ort bringt zum Teil neue 

Begrifflichkeiten aber keine neue Basis zu den bis-

her geltenden Möglichkeiten der Heimarbeit in der 

Hamburger Steuerverwaltung. Gerade die Änderung 

des „kurzzeitigen Mobilen Arbeiten“ zum „flexiblen 

mobilen Arbeiten“ in der in 2021 angepassten 

Dienstvereinbarung nahmen sehr viel der jetzt gel-

tenden Regelungen vorweg. Vereinfacht kann ge-

sagt werden, dass die Formen des „mobilen Arbei-

ten im Außendienst“ sowie das „flexible mobile Ar-

beiten“ zusammengefasst wurden und die Basis des 

Homeoffices bilden. Die Telearbeit ist ebenfalls er-

halten, kann aber nun als weitere besondere Stufe 

der Heimarbeit gesehen werden. Die bislang grund-

sätzlich geltende Aufteilung „Telearbeit für den In-

nendienst“ und „mobiles Arbeiten für den Außen-

dienst“, dass die ursprünglichen Regelungen in der 

Steuerverwaltung prägten, gilt nicht mehr. Vielmehr 

gilt jetzt in allen Bereichen „mobiles Arbeiten“ und 

bei besonderen individuellen Bedürfnissen 

„Telearbeit“. 

Die Vereinbarung Dienst an einem anderen Ort re-

gelt die verschiedenen Arbeitsformen in §3 der Ver-

einbarung (Begriffsbestimmung). Dienst an einem 

anderen Ort umfasst die „mobile Arbeit“ sowie die 

„Telearbeit“. 

 

Hierbei orientiert sich die Vereinbarung hinsichtlich 

der Telearbeit an den Vorschriften des §2 VII der 

Arbeitsstättenverordnung. Telearbeit ist die Wahr-

nehmung von Dienstaufgaben an einem vom Arbeit-

geber fest eingerichteten Bildschirmarbeitsplatz im 

Privatbereich der oder des Beschäftigten (§3 Nr. 3 

der Vereinbarung). Das wesentliche Merkmal ist al-

so, wie auch bisher in der Steuerverwaltung, der 

fest eingerichtete Arbeitsplatz im Homeoffice. Also 

neben der EDV-Ausstattung auch grundsätzlich 

Schreibtisch, Stuhl und Licht. Letzteres führte in der 

Praxis dann letztlich aus finanziellen Gründen zu ei-

ner beschränkten Anzahl dieser Arbeitsplätze. 

 

Die „mobile Arbeit“ umfasst demnach den Rest, also 

die Wahrnehmung von Dienstaufgaben an einem 

von der oder dem Beschäftigten gewählten Ort au-

ßerhalb der Dienststelle, sofern keine Telearbeit 

vorliegt (§3 Nr. 2 der Vereinbarung). Hierunter fällt 

aber ausdrücklich nicht die Tätigkeit im Außen-

dienst. Diese Tätigkeit ist auch nicht auf den Um-

fang des Dienstes an einem anderen Ort anzurech-

nen. 

 

Der große Unterschied zwischen mobilen Arbeiten 

und Telearbeit ist letztlich die Ausstattung des häus-

lichen Arbeitsplatzes durch die Dienststelle bei der 

Telearbeit. Auch sieht die Telearbeit eine größere 

zeitliche Verbindlichkeit vor. Diese ergibt sich aus 

Arbeitsstättenverordnung, kann jedoch auch im mo-

bilen Arbeiten durch Einzelvereinbarung hergestellt 

werden. 

Dienst an einem anderen Ort - die Zukunft in der Hamburger 
Steuerverwaltung Teil 1 



7 

Eine wesentliche Herausforderung bei Arbeitsformen wie Homeoffice und Telearbeit ist die soziale An-

bindung an das Leben in der Dienststelle. Vor dieser Herausforderung stehen nicht nur staatliche, son-

dern auch private Arbeitgeber. Die Lösungsansätze sind vielfältig und in dieser Vereinbarung durch eine 

zeitliche Begrenzung des Umfanges des Dienstes an einem anderen Ort gelöst. Hier wurde also eine Lö-

sung, die bereits seit Jahrzehnten praktiziert wurde, fortgeführt. §8 der Vereinbarung regelt, dass nicht 

mehr als 60% der individuellen Arbeitszeit im Monat an einem anderen Ort verbracht werden soll. Per-

sonalamt als auch Politik haben schon an mehreren Stellen darauf hingewiesen, dass es sich bei der 60%

-Regel um eine Obergrenze handelt und kein Rechtsanspruch darauf besteht, diese Obergrenze auszu-

schöpfen. Übrigens, die grundsätzliche Obergrenze von 60% der individuellen Arbeitszeit im Monat gilt 

insgesamt für alle Arten des Dienstes an einem anderen Ort. Sowohl für die Telearbeit als auch für das 

mobile Arbeiten oder für eine Kombination aus beidem. Auch sieht die Vereinbarung ausdrücklich vor, 

dass diese Obergrenze insbesondere aus besonderen familiären, gesundheitlichen oder dienstlichen 

Gründen überschritten werden kann. Hier zeichnet sich wohl ein Dissens zwischen „alter“ und „neuer“ 

Welt ab. Auslegungen sollten nicht zu streng vorgenommen und sich am neuen Geist der Vereinbarung 

orientieren. 

Die kommende Ausgabe des DSTG-Rundschreibens beschäftigt sich dann neben den individuellen Vo-

raussetzungen für den Dienst an einem anderen Ort auch mit dem Antragsverfahren. Sollten bereits 

jetzt Fragen zu dieser Arbeitsform bestehen, die nicht eingangs erwähnten Quellen beantwortet werde, 

schreiben Sie doch einfach dem DSTG-Rundschreiben. Fortsetzung folgt… 

Jan Asmussen 

Dienst an einem anderen Ort - die Zukunft in der Hamburger 
Steuerverwaltung Teil 1 

Verstorbene Kollegen:innen  

Name, Vorname verstorben Geburtsjahr 

Behlau, Werner 17.03.2022 1939 

Schröder, Dieter 09.04.2022 1935 

Kühl, Heinz 11.01.2022 1932 

Clausen, Ludwig 13.02.2022 1933 

Münster, Reinhard 15.02.2022 1943 



8 

Hallo liebes DSTG-Mitglied, 

 

die wärmeren Tage sind endlich da und wir hoffen 
sehr, dass auch Du sie so richtig genießen kannst - 
jetzt auch mit weniger Maskenpflicht! 

 

Bundesjugendausschuss in Frankfurt a.M. 

Vom 22.-24. April 
hatten wir mal wie-
der die Gelegenheit, 
uns mit unseren Kol-
leginnen und Kolle-
gen aus den anderen 
Landesjugendver-
bänden der DSTG 
auszutauschen. Un-
ser Vorsitzender 

Marco Klein und sein Stellvertreter Timo Köhler 
waren vor Ort, um für die DSTG-Jugend Hamburg 
zu berichten. 

Einer der Höhepunkte war auch die Vorstellungs-
runde in Vorbereitung auf den Steuergewerk-
schaftstag im Juni, in der sich die beiden Bewerber 
für den Posten des Bundesvorsitzenden, Michael 
Volz und Florian Köbler (2. bzw. 3. v.l.) vorstellten 
und sich den Fragen der DSTG-Jugend stellten. 

Neben dem so wichtigen Erfahrungsaustausch 
zwischen den Jugendverbänden, gab es auch ei-
nen Gruppen-Workshop zum Thema Digitalisie-
rung. Bei diesem konnten wir gemeinsam heraus-
arbeiten, in welchen Bereichen der verschiedenen 
Steuerverwaltungen die digitale Unterstützung 
bereits gut oder eben weniger gut umgesetzt wird 
und uns einige Ideen und Denkanstöße aus ande-
ren Bundesländern mitnehmen. 

Der nächste Bundesjugendausschuss ist vom 04. 
bis 06. November in Potsdam geplant. Wir freuen 
uns schon jetzt auf das nächste Treffen. 

 

Bundesjugendtag der dbb 

In Berlin fand vom 06.-07. Mai der Bundesjugend-
tag des dbb statt. Auch hier waren wir - als Dele-
gierte der dbb jugend hamburg - vertreten. Marco 
Klein und unsere Kassenprüferin Karla Bonitz 

hatten dabei auch die Gelegen-
heit, mit unserem DSTG-
Bundesvorsitzenden Thomas 
Eigenthaler kurz ins Gespräch zu 
kommen (siehe Foto). 

Über 150 Anträge und eine 
komplett neue Bundesjugendlei-
tung des dbb waren das Ergeb-
nis von zwei ereignisreichen, 
spannenden und informativen 
Tagen. Grußworte des dbb Bun-
desvorsitzenden Ulrich Silberbach und dreier 
Staatsrät:innen verschiedener Ministerien des 
Bundes wechselten sich ab mit Diskussionsrunden, 
bei denen Politiker:innen der im Bundestag vertre-
tenen Parteien Stellung nahmen, z.B. zum Thema 
„Gewalt gegen Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes“ oder „Digitalisierung des öffentlichen 
Dienstes“. 

Ganz besonders gefreut haben wir uns darüber, 
dass unsere DSTG-Bundesjugendleiterin Sandra 
Heisig mit überwältigender Mehrheit zur 1. Stell-
vertreterin der neuen dbb Bundesjugendleitung 
gewählt wurde. 

 

Instagram  

Wir sind bei Instagram und veröffentlichen regel-
mäßig weitere Infos zu 

unserer aktiven Gewerkschaftsar-
beit. Auch dort informieren wir 
über alle aktuellen  Themen, Events 
und Veranstaltungen. Folge uns: 
DSTG_Jugend_HH. 

Viele Grüße 

 

Marco Klein 

(im Namen der Landesjugendleitung) 

DSTG - Jugend 
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DSTG - Frauen 

103. Sitzung der Bundesfrauenvertretung 

Eigentlich sollte die 103. Sitzung der Bundesfrauen-
vertretung vom 31.03. - 02.04.22 in Mainz stattfin-
den aber bedingt durch Corona wurde daraus wie-
der eine digitale Sitzung, vom 31.03. - 01.04.22 , 
nichtsdestotrotz war es wieder eine spannende 
und informative Sitzung. 

 

Zu Beginn gab es eine Rede des Bundesvorsitzen-
den Thomas Eigenthaler. Es war seine letzte Rede 
im Rahmen der Bundesfrauenvertretung, da er sich 
im Juni auf dem Gewerkschaftstag in Berlin nicht 
mehr zur Wahl stellt. 

Es gab einen kleinen Rückblick auf vergangene Zei-
ten, aber auch Aktuelles wurde angesprochen.  

Zum Abschluss gab es Gelegenheit Thomas Eigent-
haler Fragen zu stellen. 

 

Es folgte dann ein Tätigkeitsbericht der Geschäfts-
führung der DSTG-Bundesfrauenvertretung. Es ging 
unter anderem um die Dienstvereinbarung zum 
mobilen Arbeiten, die Vor- und Nachteile und 
„Desksharing“. 

 

Anschließend berichteten die Frauenvertreterin-
nen der einzelnen Bundesländer. 

 

Am 01.04.22 haben sich die sich zur Wahl stellen-
den Personen für die neue DSTG-Bundesleitung 
vorgestellt. Es wurden vorbereitete Fragen gestellt 
um die Positionen der einzelnen Kanditat*nnen zu 
erfahren. 

Wir konnten uns so ein gutes Bild machen. 

Es wurde dann noch auf die Frauenpolitische Fach-
tagung am 02.06.22 in Berlin hingewiesen. 

 

Die 104. Sitzung der Bundesfrauenvertretung wird 
im Herbst stattfinden, wie und wann genau die 
stattfinden wird, ist noch in Planung. 

 

Anja Rosendahl  

DSTG - Tarif 

Nach dem DSTG Landesgewerkschaftstag, der im 

Februar 2022 unter strengen Corona-

Vorsichtsmaßnahmen stattfand, wurde am 19. April 

die konstituierende Sitzung der Landestarifkommis-

sion Hamburg virtuell durchgeführt. Es wurden als 

Vorsitzende Bärbel Graber bestätigt, als Stellvertre-

terin Stephanie Baumgärtl (FA Hansa) und als 

Schriftführerin Monika Arendt (FA Oberalster) ge-

wählt. Im Anschluss informierte die Vorsitzende alle 

Teilnehmenden über den anstehenden DSTG Bun-

desgewerkschaftstag und die anstehenden perso-

nellen Veränderungen.  

Nach der ersten Präsenssitzung der DSTG Bundesta-

rifkommission in 2021 in Wittmund, fand am 

08.02.2022 wieder einmal eine virtuelle Sitzung 

statt. Da unser jetziger Vorsitzender der Bundesta-

rifkommission Karl-Heinz Leverkus sein letztes 

Amtsjahr in 2022 hat, war die Nachfolge wie schon 

in 2021 in Wittmund eines der Hauptthemen. In 

Wittmund hatte bereits Kollege Jens Vernia 

(Hessen) seinen Hut in den Ring geworfen, ein er-

fahrener Kollege aus dem Beamtenkreis, der schon 

mehrere Jahre Mitglied in der DSTG Bundesta-

rifkommission ist. In der Satzung der DSTG steht, 

dass in der Geschäftsführung der DSTG Bundeslei-
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tung als Stellvertreter mindestens ein Tarifbe-

schäftigter sein muss.  Das heißt aber nicht, dass 

unbedingt der Vorsitzende der Bundestarifkommis-

sion ein Tarifbeschäftigter sein muss. Nun hat sich 

die Kollegin Margret Horb (Baden Württenberg), die 

auch Tarifbeschäftigte ist als Vorsitzende der Bun-

destarifkommission zur Verfügung gestellt, um 

dann für die Geschäftsführung als Tarifbeschäftigte 

zu kandidieren. Kollege Vernia kandidiert ebenfalls 

für die DSTG Geschäftsführung. Damit stellt die 

Bundestarifkommission dann eine Tarifbeschäftigte 

Kandidatin und ein beamteten Kandidaten aus dem 

Kreis der Bundestarifkommission am DSTG Gewerk-

schaftstag Ende Juni diesen Jahres. Weiterhin wird 

unser bisheriger DSTG Bundesvorsitzender Thomas 

Eigenthaler in den wohlverdienten Ruhestand tre-

ten, so dass auch diese Position neu besetzt wird.  

Am 20. und 21. April 2022 fand die 106. Hauptver-

sammlung der DSTG Bundestarifkommission in Prä-

senz in Berlin statt. An dieser Sitzung nahmen  Mi-

chael Volz (DSTG Hessen) und Florian Köbler 

(Bayerische Finanz-Gewerkschaft) teil und stellten 

sich der Bundestarifkommission als Kandidaten für 

den DSTG Bundesvorsitz bzw. als Nachfolger von 

dem noch amtierenden Kollegen Eigenthaler vor. 

Die Mitglieder der Bundestarifkommission stellten 

vielseitige Fragen, um zu erfahren, wo die Schwer-

punkte sowie die gewerkschaftspolitischen Zu-

kunftspläne der Kandidaten aussehen. Beide Kandi-

daten teilten anschaulich ihre Ansichten und An-

satzpunkte mit. Auch Kollegin Horb stellte sich noch 

einmal persönlich vor und informierte das Gremium 

über ihre Ambitionen für den Tarifbereich und be-

richtete von ihren Erfahrungen ihrer Landes- und 

Bundespolitischen Arbeit. 

Bärbel Graber 

DSTG - Tarif 

dbb - Musterklageverfahren 

Was gibt es Neues, wie ist der Sachstand, alles 

Fragen die ihnen im Kopf herumschwirren. Vor 

allem aber, was ist mit der Verjährung der noch 

nicht entschiedenen Widersprüche. Hierzu nun 

ein paar kleine Informationen. 

Der dbb Hamburg hatte bereits 2021 auf die mög-

lichen Verjährungsfristen aufmerksam gemacht 

und daher in die Musterwidersprüche Anträge auf 

Verzicht der Einrede der Verjährung und Ru-

hendstellung aufgenommen. Da das Personalamt 

in den Teilwiderspruchsbescheiden keinerlei Aus-

führungen zu den Verjährungsfristen macht und 

die beantragte Ruhestellung der Widerspruchs-

verfahren im 

Hinblick auf die Verfahren ab 2020 ablehnt, blieb 

den Beamtinnen und Beamten tatsächlich nur der 

Klageweg offen. Andererseits hat das Personalamt 

von sich aus in den Teilwiderspruchsbescheiden 

die Widerspruchsverfahren für den Zeitraum 2013 

bis einschließlich 2019 ausgesetzt; mit dem Hin-

weis, dass zunächst die noch ausstehenden 

Grundsatzurteile des BVerfG zu den Vorlagebe-

schlüssen des VG Hamburg aus 2020 abzuwarten 

sind. 

 

Das Personalamt bestätigt in den Teilwider-

spruchsbescheiden auch die Auffassung des VG 

Hamburg, dass die Vorlagebeschlüsse den Zeit-

raum 2013 bis 2019 mit umfassen und das VG 

Hamburg daher die Verfahren betreffend eben 

diesen Zeitraum ausgesetzt hat. Von daher blieb 

dem Personalamt (auf Grund des Aussetzungsbe-

schlusses des VG Hamburg) gar nichts anderes 

übrig als diese Verfahren zu trennen und eine Ent-

scheidung für den fraglichen Zeitraum 2013 bis 

2019 ebenso auszusetzen. 
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Damit ist also keine Ruhendstellung erfolgt, die 

möglicherweise die Verjährungsfristen nach § 

204 BGB zur Folge hat. Vielmehr wurde ein Altbe-

standteil eines laufenden Verfahrens 

ausgesetzt. Hätte der Senat/ das Personalamt die 

oder alle Widerspruchsverfahren ruhend 

gestellt und nichts weiter unternommen, würden 

demgegenüber die Verjährungsvorschriften 

greifen. Dann wären alle „Widersprechenden“ auf-

gefordert gewesen, Untätigkeitsklagen zu 

erheben, um die Verjährungsfristen zu hemmen. 

 

Mit dem quasi gegenseitigen Einvernehmen zur 

Anwendung des juristischen „Modells“ der 

Aussetzung -zudem noch eines „Altverfahrens“- ist 

von einer Ruhendstellung keine Rede 

mehr; mithin dürften die Verjährungsfristen nicht 

zum Tragen kommen. 

 

Der Begriff „dürften“ ist hier bewusst gewählt wor-

den, denn das BVerfG hat mit Grundsatzurteil 

aus 2012 (BVerfG Beschluss vom 19.06.2012, 2 BvR 

1397/09) entschieden, dass eine 

rückwirkende Leistungsbewilligung nur dann infra-

ge kommt, wenn die neu erlassene 

Rechtsgrundlage dies vorsieht oder wenn sich die 

Verpflichtung zur rückwirkenden 

Leistungsgewährung aus verfassungsrechtlichen 

Gründen ergibt. Und genau dann ist man wieder 

beim Ausgangspunkt; nämlich die noch ausstehen-

den Entscheidungen des BVerfG zu den Vorlagebe-

schlüssen des VG Hamburg aus September 2020. 

Solange eine solche Entscheidung nicht vorliegt, 

kann mit 100%iger Sicherheit keine Garantie über-

nommen werden, ob nicht doch evtl. Verjährungs-

fristen greifen, denn ein jeder Beamte/ jede Beam-

tin hat seine/ ihre möglichen besoldungs- und ver-

sorgungsrechtlichen Ansprüche „im Interesse einer 

verlässlichen Finanz- und Haushaltplanung“ unver-

züglich geltend zu machen und die Alimentation 

der Sache nach der Befriedung eines gegenwärti-

gen Bedarfs aus gegenwärtig zur Verfügung stehen-

den Haushaltsmitteln dient.  

Besoldungs– und Versorgungsanpassungsgesetz 2022 

Wie bereits berichtet, ist das Gesetzgebungsverfah-

ren zum neuen Besoldungs– und Versorgungsan-

passungsgesetz 2022 im vollem Gange, zwar hat 

das Gesetz die Hamburgische Bürgerschaft noch 

nicht erreicht, aber das beamtenrechtliche Stel-

lungnahme Verfahren ist erfolgt und der dbb hat, 

unter Mitwirkung der DSTG Hamburg seine Stel-

lungnahme abgegeben. Nachfolgend der Text unse-

rer Stellungnahme an den dbb Hamburg für das 

Verfahren: 

 

Artikel 1 - § 2 HmbBesVAnpG 2022 – Lineare Erhö-

hung: 

Grundsätzlich ist es zu begrüßen, dass der Senat 

die tarifliche Erhöhung auf die Beamten überträgt 

und die Grundbesoldung, sowie die Allgemeine 

Stellenzulage, Familienzuschläge und die Amtszula-

ge entsprechend erhöht. Dennoch bleibt er dabei 

hinter der Anpassung des Bundesgesetzgebers, im 

Rahmen der TVöD Verhandlungen, zurück. Dieser 

hat nämlich gleichsam die weiteren Zulagen ent-

sprechend fortentwickelt und angepasst. So wur-

den die Zulagen für den Steuerprüfungsdienst auf 

110,00 Euro und für den Bereich mit polizeilichen 

Vollzugsaufgaben auf 228,00 Euro angehoben. Die-

ser Umstand wird den aktuellen Erfordernissen und 

den Ansprüchen an die entsprechenden Berufs-

gruppen nicht gerecht. 

 

dbb - Musterklageverfahren 
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Artikel 2 HmbBesVAnpG 2022 - § 73a HmbBesG: 

 „Eine Übertragung auf die Versorgungsempfänge-

rinnen und Versorgungsempfänger ist ebenfalls 

nicht geboten. Die Angleichungszulage dient allein 

der Angleichung der Besoldungsentwicklung an die 

Tarifentwicklung. Daraus ergibt sich nicht notwendi-

gerweise das Erfordernis einer entsprechenden An-

passung der Beamtenversorgung.“ 

 

Mit dem Ausschluss der Versorgungsempfän-

ger:innen durchbricht der Senat das Grundprinzip 

der lebenslangen Alimentation ohne nachvollzieh-

baren Grund. Der Dienstherr ist verpflichtet, „den 

Beamten und seine Familie lebenslang angemessen 

zu alimentieren und ihm nach seinem Dienstrang, 

nach der mit seinem Amt verbundenen Verantwor-

tung und nach der Bedeutung des Berufsbeamten-

tums für die Allgemeinheit entsprechend der Ent-

wicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und fi-

nanziellen Verhältnisse und des allgemeinen Le-

bensstandards einen angemessenen Lebensunter-

halt zu gewähren“. Es ist für uns nicht hinnehmbar, 

dass bei den Versorgungsempfänger:innen nach be-

reits erduldeten 14 Leermonaten nun auch noch 

deren Unteralimentation nicht abgemildert, son-

dern verfestigt werden soll. Insbesondere ist die Be-

gründung insoweit auch nicht tragfähig, da die Ver-

sorgung immer auch linear entsprechend der tarifli-

chen Entwicklung angepasst wurde. Losgelöst von 

der allgemeinen tariflichen Entwicklung müssten die 

Versorgung allein in diesem Jahr um mind. 5 % an-

gehoben werden, um mit der rentenrechtlichen Ent-

wicklung Schritt zu halten.   

Es ist für die DSTG klar, dass hier versucht wird, ein 

Keil zwischen Aktive und Passive zu treiben. Nach-

dem bereits der Tarifabschluss 2021 kein Ruhmes-

blatt für den Arbeitgeber gewesen ist und dort be-

reits hinter den notwendigen Verbesserungen für 

den Tarifbereich zurückgeblieben wurde, soll nun 

ein weiterer Bruch vorgenommen werden. Damit 

sollen wohl die drei Bereiche Tarif, Beamte und Ver-

sorgungsempfänger:innen gegeneinander ausge-

spielt werden.  

 

Artikel 2 HmbBesVAnpG 2022 - § 73a II HmbBesG: 

Bei der Berechnung der Ausgleichszulage werden 

nur das Grundgehalt und die Allgemeine Stellenzu-

lage als Bemessungsgrundlage herangezogen. Die 

weiteren Bestandteile treffen auf den Bereich der 

Steuerverwaltung nicht zu, daher lasse ich diese au-

ßer Betracht. Es ist nicht nachvollziehbar, warum 

nicht auch die familienbezogenen Bezüge Bestand-

teile einbezogen werden. Der Grundsatz der Ali-

mentation umfasst auch das familiäre Umfeld des 

Beamten, dieser Familienstatus ist immer mitzube-

rücksichtigen. Bei den Besoldungsanpassungen wer-

den diese Beträge ebenfalls miteinbezogen und ent-

sprechend um die Prozentsätze angehoben. Auf-

grund der grundsätzlichen Systematik sind daher die 

familienbezogenen Bezüge Bestandteile in die Be-

rechnung der Ausgleichszulage einzubeziehen. 

Mit freundlichen Grüßen …. 

 

Für die DSTG Hamburg ist klar, wir lassen uns nicht 

auseinander dividieren. Sei es Tarif, aktive Beamte 

oder passive Beamten, wir setzen uns dafür ein, 

dass alle zu ihrem Recht kommen und zu einer fai-

ren Bezahlung, sei es im aktiv im öffentlichen Dienst 

oder in Renten– bzw Ruhestandszeiten. Wer viele 

Jahre im öffentlichen Dienst tätig war, verdient auch 

danach einen fairen Umgang. 

Thomas Kuffer 

 

Besoldungs– und Versorgungsanpassungsgesetz 2022 
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Deutsche Steuer-Gewerkschaft 
–  Landesverband Hamburg – 
Mönkedamm 11 

20457 Hamburg 

 

Beitrittserklärung 
 

Ich möchte mich der DEUTSCHEN STEUER-GEWERKSCHAFT Landesverband Hamburg e.V. anschließen und erkläre meinen  

 

Beitritt mit Wirkung zum  ……… . ……… . ………………… . 

 

Vorname:  ...........................................................  Name: ………………………………………………………… 

 

Straße:   .................................................................  PLZ/Ort: ………………………………………………………… 

  

Geburtsdatum: ……… . ……… . ………………… 

 

Besoldungs-/Entgeltgruppe: ……… ...................  Teilzeit:  ☐  nein  /  ☐  ja, ……… Wochenstunden 

 

Finanzamt:  .........................................................  Geworben durch:  ………………………………………… 

 

private eMail:   ...................................................  Telefon: ………………………………………………………… .......................  

Die auf der Rückseite abgedruckte Datenschutzinformation der DEUTSCHEN STEUER-GEWERKSCHAFT Landesverband Ham-

burg e.V. habe ich gelesen und zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 ……………………………………… ……… . ……… . ………………… ……………………………………… 

 (Ort) (Datum) (Unterschrift) 

 

 

 

SEPA-Lastschriftmandat 

Mit meiner Unterschrift ermächtige ich die DSTG, den Mitgliedsbeitrag vierteljährlich (05.02., 05.05., 05.08. und 05.11.) 

mittels Lastschrift vom unten angegebenen Konto einzuziehen. Wenn mein Konto die erforderliche Deckung nicht aufweist, 

besteht seitens des kontoführenden Instituts keine Verpflichtung zur Einlösung. 

 

 

Kontoinhaber: ....................................................................................  Bank:  ......................................................  

 

 

IBAN: _ _ _ _   _ _ _ _   _ _ _ _   _ _ _ _   _ _ _ _   _ _ BIC: _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ 

 

 

 

 ……………………………………… ……… . ……… . ………………… ……………………………………… 

 (Ort) (Datum) (Unterschrift) 
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Datenschutzinformation nach Art. 13 Abs. 1 und 2 DSGVO des DSTG LV Hamburg e.V. 
 
Verantwortliche Person/en und Datenschutzbeauftragter 
Für die Einhaltung des Datenschutzes im Rahmen der nachfolgend beschriebenen Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch den DSTG LV Hamburg e.V. ist der Landesvorsitzende Thomas Kuffer verantwortlich. Er ist er-
reichbar über die Landesgeschäftsstelle im Mönkedamm 11, 20457 Hamburg, Tel. 040/37501080, E-Mail: 
Thomas.Kuffer@dstg-hamburg.de. Zum Datenschutzbeauftragten ist Niels Vogel bestellt worden. Er ist erreich-
bar unter Er ist erreichbar über die Landesgeschäftsstelle im Mönkedamm 11, 20457 Hamburg, Tel. 
040/37501080, E-Mail Niels.Vogel@dstg-hamburg.de. 
 
Inhalt, Zweck und Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung 
Zur satzungsgemäßen Durchführung der Mitgliedschaft erfasst der DSTG LV Hamburg e.V. nach Art. 6 Abs. 1 b) 
DSGVO von jedem Mitglied die auf der Vorderseite erhobenen Daten und verarbeitet diese personenbezogenen 
Daten in dem gewerkschaftseigenen EDV-System. Jedem Mitglied wird dabei eine Mitgliedsnummer zugeordnet. 
Die personenbezogenen Daten werden dabei durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen vor 
der Kenntnisnahme Dritter geschützt. 
 
Übermittlung der Daten an Dachverbände 
Der DSTG LV Hamburg e.V. ist Mitglied der Deutschen Steuer-Gewerkschaft sowie des dbb beamtenbund und 
tarifunion. Neu eingetretene Mitglieder werden mit Vor- und Nachnamen an diese Dachverbände mitgeteilt. Bei 
Mitgliedern mit besonderen Aufgaben (z.B. Vorsitzende und Funktionsträger) werden zusätzlich die Bezeichnung 
ihrer gewerkschaftlichen Funktion und ihre Kontaktdaten mitgeteilt.  
 
Veröffentlichung von Mitgliedsdaten und gewerkschaftsinterne Weitergabe 
Die Landesleitung macht besondere Ereignisse der gewerkschaftlichen Arbeit, insbesondere Veranstaltungen, 
Ehrungen und Feierlichkeiten an den schwarzen Brettern der Gewerkschaft in den Dienststellen im Bereich der 
Steuerverwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg sowie in den Mitgliedszeitschriften „DSTG Magazin“ und 
im Rundschreiben des DSTG LV Hamburg e.V sowie den Newslettern der DSTG Hamburg auf der Webseite 
www.dstg-hamburg.de und auf der Facebookseite der Gewerkschaft bekannt. Dabei können personenbezogene 
Mitgliederdaten, insbesondere der volle Name, veröffentlicht werden. Mitgliederverzeichnisse werden, auch aus-
zugsweise, nur an Vorsitzende und sonstige Funktionsträger ausgehändigt, deren besondere Funktion die Kennt-
nis der Mitgliederdaten erfordert. Macht ein Mitglied geltend, dass er die Mitgliederliste zur Wahrnehmung sei-
ner satzungsmäßigen Rechte benötigt, händigt die Landesleitung die Liste nur gegen die schriftliche Versicherung 
aus, dass die Adressen nicht zu anderen Zwecken verwendet werden. 
 
Dauer der Speicherung 
Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden nicht länger benötigte personenbezogene Daten des Mitglieds, vorbe-
haltlich gesetzlicher Aufbewahrungspflichten, gelöscht. Ist die Aufbewahrung der personenbezogenen Daten des 
ehemaligen Mitglieds gesetzlich vorgeschrieben, tritt an die Stelle der Löschung eine Sperre. 
 
Rechte des Mitglieds 
Das Mitglied hat gegenüber der/dem Verantwortlichen jederzeit das Recht, 
 

Auskunft über die gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen (Art. 15 DSGVO), 
die unverzügliche Berichtigung unrichtig gespeicherter personenbezogener Daten zu verlangen (Art. 16 DSG-

VO) 
und die unverzügliche Löschung von nicht mehr benötigten persönlichen Daten zu verlangen bzw. die Sper-

rung zu verlangen, wenn gesetzliche Aufbewahrungspflichten eine Löschung verhindern (Art. 17 DSGVO).  
 
Das einzelne Mitglied kann gegenüber der Landesleitung einer Veröffentlichung seiner Daten jederzeit mit Wir-
kung für die Zukunft widersprechen. Im Falle des Widerspruches unterbleiben in Bezug auf das widersprechende 
Mitglied weitere Veröffentlichungen. Personenbezogene Daten des widersprechenden Mitglieds werden von der 
Homepage des DSTG LV Hamburg e.V entfernt. Der DSTG LV Hamburg e.V benachrichtigt die oben genannten 
Dachverbände von dem Widerspruch des Mitglieds. 

mailto:Thomas.Kuffer@dstg-hamburg.de
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Rechtsschutzangelegenheiten 

Liebe Kollegen:innen, 

Nachdem nun unser langjähriger Rechtsschutzbeauftrage Michael Thelen auch gewerkschaftlich seinen 

sehr verdienten Ruhestand angetreten hat, habe ich die gewerkschaftliche Bearbeitung der Recht-

schutzfälle übernommen und Prompt ein erstes Gespräch mit dem Dienstleistungszentrum Nord des 

dbb Bund gehabt. Da die mir mitgegebenen Informationen für alle Mitglieder interessant sind, damit sie 

gut vorbereitet in ein mögliches Rechtsschutzverfahren gehen, folgen nun ein paar Hinweise: 

1. Eigene Rechtsschutzversicherung für den Beruf 

Soweit Sie eine eigene private Rechtsschutzversicherung haben, die auch beruflichen Rechtsschutz mit 

beinhaltet, müssen Sie diese zuerst in Anspruch nehmen. Der gewerkschaftliche Rechtsschutz greift erst, 

wenn kein privater Rechtsschutz gegeben ist. 

2. Vorbereitung 

Bitte geben Sie uns rechtzeitig Bescheid über einen möglichen Rechtsschutzfall, damit nicht unter Frist-

druck etwas geprüft und erarbeitet werden muss. Es ist klar, dass dies nicht immer gegeben ist, sondern 

manchmal etwas Unvorhergesehenes passiert, dennoch bitte ich Sie darum, dies im Blick zu behalten 

und uns sobald, als es Ihnen möglich ist, Bescheid zu geben. 

Der dbb hat für Sie und auch für die Rechtsschutzbeauftragten der Gewerkschaften Formulare und In-

formationen bereitgestellt, die im Vorgriff gerne durchgesehen und geprüft werden sollen. Sie finden 

diese Unterlagen unter: https://www.dbb.de/mitgliedschaft-service/rechtsschutz 

Insbesondere bittet das Dienstleistungszentrum Nord darum, den zugrundeliegenden Sachverhalt so 

ausführlich wie möglich darzustellen, damit bereits daraus für die Anwälte sichtbar wird, worum es kon-

kret geht und welche Schritte bereits erfolgt sind. Bitte fügen Sie auch sämtliche ihnen zur Verfügung 

stehenden Unterlagen in der Rechtsschutzsache bei, damit so wenig Zeit wie nötig mit der Nachforde-

rung von Unterlagen aufgewendet werden muss. 

3. Antragstellung 

Soweit Sie alles vorbereitet haben, nehmen Sie bitte mit mir Kontakt auf und ich sende Ihnen das An-

tragsformular zu, natürlich können Sie sich das Formular auch bereits auf der entsprechenden dbb Seite 

herunterladen und mir gleich zu senden. Ich prüfe dann in einem ersten Schritt den Sachverhalt und ggf. 

die Erfolgsaussichten, würde aber parallel auch schon einen ersten Kontakt mit dem Dienstleistungs-

zentrum aufnehmen. Ich weise darauf hin, dass eine Rechtsschutzbearbeitung nur über die Gewerk-

schaft erfolgen kann, ohne Zustimmung der Gewerkschaft erfolgt keine Übernahme durch das Dienst-

leistungszentrum. 

 

Gerne stehe ich Ihnen auch für Fragen, die sich unabhängig von einem Rechtsschutzverfahren stellen, 

zur Verfügung. Es kann natürlich sein, dass ich Ihnen nicht sofort eine Auskunft geben kann, da ich sel-

ber erst recherchieren müsste, aber eine Antwort bekommen Sie. 

Thomas Kuffer 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

bei jedem von uns kommt es mal vor, dass wir etwas vergessen oder nicht zeitnah auf dem Zettel hatten. Dies 

gilt insbesondere bei einem Wohnungswechsel oder der Änderung der Bankverbindung. 

Wir möchten Sie deshalb bitten, bei Fragen wie: 

 - Hat sich die Bankverbindung für den Beitragseinzug geändert? 

 - Bin ich umgezogen? 

 - Bin ich befördert worden? 

 - Hat sich meine Teilzeit geändert oder arbeite ich wieder Vollzeit? 

 - Arbeite ich nun in Teilzeit? 

auch an Ihre DSTG zu denken, denn wir sind abhängig von Ihren Mitteilungen. Daher informieren Sie entweder 

die DSTG-Geschäftsstelle (Kontaktdaten s.o.) oder die Leitung Ihres Ortsverbandes über etwaige Veränderun-

gen.  Bei Teilzeit reichen Sie bitte auch immer die Genehmigung der Finanzbehörde ein. 

  

Für Kolleginnen und Kollegen, die in den Ruhestand gehen, hier noch der Hinweis auf die Möglichkeit der Bei-

tragsreduzierung, wenn Ihre Pension, aufgrund von vorheriger Teilzeit etc., niedriger ist. Dies geschieht jedoch 

nur auf Antrag. Dem Antrag fügen Sie bitte die Mitteilung über die Festsetzung der Versorgungsbezüge bei. 

 

Mitgliederdaten 

DSTG Landesverband Hamburg 

Mönkedamm 11 

20457 Hamburg 

Telefon: 040/37 50 10 80/81 

Fax: 040/37 50 10 82 

E-Mail: buero@dstg-hamburg.de 

 

www.dstg-hamburg.de 

DSTG – die einzige Fachgewerk-

schaft der Finanzverwaltung 

Verantwortlich für den Inhalt: Thomas Kuffer 

Redaktion: Thomas Kuffer, Niels Vogel, Jan Asmussen, Tanja Degner 

Wir setzen uns ein für: 

• Angemessene und gerechte Besoldung 

und Tariflöhne für alle Beschäftigten 

• Sicherung der Altersversorgung 

• Gesundheitsförderung 

• Aufgabengerechte Personalausstattung 

• Optimale Arbeitsbedingungen mit moder-

ner Ausstattung in Technik und Arbeits-

mitteln 

• Verbesserung der Ausbildung und Über-

nahme der Nachwuchskräfte 

• Verbesserung der Aufstiegschancen 

• Kontinuierliche Aus- und Fortbildung 

• Steuergerechtigkeit und -vereinfachung 

  


